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1. Prüfungsauftrag 

Aufgrund unserer Wahl zum Abschlussprüfer durch die Gesellschafterversammlung am 

26. Februar 2025 erteilte uns der Aufsichtsrat der 

GSA - Gesellschaft für Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung mbH, 

Schwerin 

(im Folgenden auch “GSA mbH“ oder „Gesellschaft“ genannt) 

den Auftrag, den Jahresabschluss der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 unter Ein-

beziehung der Buchführung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2024 gemäß 

§§ 316 ff. HGB zu prüfen. 

Die GSA mbH ist eine kleine Kapitalgesellschaft i.S.d. § 267 Abs. 1 und 4 HGB. 

Die gesetzlich nicht vorgeschriebene Prüfung erfolgte auf der Grundlage von § 15 des 

Gesellschaftsvertrages. 

Die Verpflichtung zur Aufstellung eines Lageberichtes (nach § 289 HGB) ergibt sich aus 

§ 15 des Gesellschaftsvertrages. 

Der Prüfungsauftrag ist entsprechend § 53 Abs. 1 HGrG um die Prüfung der Ordnungs-

mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse erweitert worden. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die 

anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir diesen 

Bericht nach den Grundsätzen des IDW PS 450 n.F. (10.2021), dem der von uns ge-

prüfte Jahresabschluss sowie der geprüfte Lagebericht als Anlagen beigefügt sind. Die-

ser Bericht ist an das geprüfte Unternehmen gerichtet. 

Wir wurden beauftragt, im Prüfungsbericht die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

darzustellen. Dies erfolgt in Abschnitt 5.3. dieses Berichtes. 

Darüber hinaus haben wir auftragsgemäß den Prüfungsbericht um einen besonderen 

Erläuterungsteil (Anlage 7) erweitert, in dem weitergehende, gesetzlich nicht geforderte 

Aufgliederungen und Erläuterungen zu einzelnen Posten des Jahresabschlusses darge-

stellt werden. 
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Ebenso wurden wir beauftragt, den Verwendungsnachweis über den Landeszuschuss 

zum Verlustausgleich zu prüfen. Hierüber berichten wir gesondert. 

Für die Durchführung unseres Auftrages und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im 

Verhältnis zu Dritten, die als Anlage 9 diesem Bericht beigefügten Allgemeinen Auftrags-

bedingungen für Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2024 (AAB) maßgebend.  

Abweichend vom Wortlaut der vorgenannten AAB hinsichtlich Nr. 10 (3) wird der elek-

tronische Prüfungsbericht ausgehändigt. 
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2. Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen 

Vertreter 

Der Lagebericht und der Jahresabschluss der Gesellschaft enthalten nach unserer Be-

urteilung folgende wesentliche Aspekte  

zum Geschäftsverlauf und zur Lage:  

• Die GSA mbH erbringt ausschließlich Leistungen im Auftrag des Landes M-V. Im 

Rahmen der institutionellen Förderung arbeitet die Gesellschaft nach dem Regelwerk 

der Fehlbedarfsfinanzierung und innerhalb der beauftragten Dienstleistungsverträge 

in der Regel auf Basis des Realkostenerstattungsprinzips. 

• Im Geschäftsjahr 2024 war die Gesellschaft satzungsgemäß in den Sparten "Bera-

tung/Fachliche Stellungnahmen" und "Förderprogramme" aktiv. 

• Der Gesamtertrag der GSA mbH beträgt in 2024 EUR 3,86 Mio. (Vorjahr: EUR 4,1 

Mio.). Nach Art und Weise der Refinanzierung gegliedert, entfallen auf den institutio-

nell geförderten Bereich der GSA mbH Erträge in Höhe von insgesamt EUR 1,67 Mio. 

(Vorjahr: EUR 1,67 Mio.). 

• Aus Dienstleistungsverträgen (in der Regel mit Ministerien des Landes Mecklenburg- 

Vorpommern) resultierte ein Umsatz von EUR 1,9 Mio. (Vorjahr: EUR 2,2 Mio.) und 

aus zusätzlichen Erträgen TEUR 118,2 (Vorjahr: TEUR 130,6). Der Anteil der institu-

tionellen Förderung am Gesamtertrag liegt bei 43,3 % (Vorjahr: 40,5 %). 

• Die Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verminderte sich in 2024 auf durch-

schnittlich 35 (Vorjahr: 39) (ohne Geschäftsführung). 

• Die GSA mbH darf grundsätzlich keine Gewinne erzielen, so dass zum Ende des 

Geschäftsjahres 2024, wie in den Vorjahren, ein ausgeglichenes Ergebnis ausgewie-

sen wurde. 

• Das Anlagevermögen ist vollständig durch den Sonderposten für Investitionszu-

schüsse gedeckt. 
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• Die Eigenkapitalquote unter Einbeziehung des Sonderpostens liegt bei 16,8 % (Vor-

jahr: 25,3 %). 

• Der Bestand an liquiden Mitteln betrug zum 31. Dezember 2024 TEUR 923,4(Vorjahr: 

TEUR 592,6). Im Geschäftsjahr war die Liquidität jederzeit gegeben. 

zur voraussichtlichen Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken: 

• Die Gesellschaft geht für die kommenden Geschäftsjahre von einem kontinuierlichen 

Geschäftsverlauf aus, der vor allem durch den in 2022 gestarteten Beleihungsvertrag 

"ESF Plus" sowie die Erweiterung des Beleihungsvertrages für Hilfen im Zusammen-

hang mit der Corona-Pandemie um weitere Förderprogramme bis zum Vertragsende 

2029/2030 geprägt sein wird. 

• Aufgrund der rechtlichen Rahmenbedingungen (Institutionelle Förderung ohne Mög-

lichkeit zur Thesaurierung sowie Dienstleistungsverträge auf der Basis des Realkos-

tenerstattungsprinzips) wird sich die Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage in den 

Jahren 2025 bis 2026 nicht wesentlich ändern. 

• Risiken bezüglich zu erwartender Preiserhöhungen sind in den Planungsrechnungen 

berücksichtigt. 

• Ausfallrisiken sind aufgrund der Tatsache, dass die Gesellschaft ausschließlich für 

das Land Mecklenburg-Vorpommern tätig wird, nicht zu erwarten. 

• Liquiditätsrisiken können sich aufgrund der geringen Eigenkapitaldecke ergeben, 

wenn zwischen den Mittelabrufen bezüglich den vertraglich vereinbarten Zahlungs-

terminen und dem Zahlungseingang eine ungewöhnliche lange und bislang nicht auf-

getretene Zeitverzögerung liegt. 

• Ein wesentliches Risiko besteht in der gestiegenen Wechselbereitschaft von Beschäf-

tigten im Zusammenhang mit veränderten Möglichkeiten und den Auswirkungen des 

Fachkräftemangels, um geeignete Bewerber zu finden. Das Risiko würde sich als 

Engpass in der Bearbeitung von Förderanträgen widerspiegeln. 
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• Da die Gesellschaft nach den Prinzipien der Fehlbedarfsfinanzierung und der Kos-

tendeckung in der Regel arbeitet, sind von Null abweichende Ergebnisse per Defini-

tion nicht möglich.  Die GSA mbH plant für das Haushaltsjahr 2025 mit Zuwendungen 

im Rahmen der Institutionellen Förderung von insgesamt rd. TEUR 1.892,5 ein aus-

geglichenes Ergebnis. Änderungen in der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wer-

den in den Folgejahren nicht erwartet. 

• Die Risikolage hat sich im abgelaufenen Geschäftsjahr nach Einschätzung der Ge-

schäftsführung im Vergleich zum Vorjahr nicht wesentlich verändert. Es zeigen sich 

keine Risiken, die einzeln oder in ihrer Gesamtheit den Fortbestand der Gesellschaft 

gefährden können. 

Die Beurteilung der Lage der Gesellschaft, insbesondere die Beurteilung des Fortbe-

standes und der wesentlichen Chancen und Risiken und der künftigen Entwicklung des 

Unternehmens, ist plausibel. Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei ge-

wonnenen Erkenntnissen ist die Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter der Gesell-

schaft dem Umfang nach angemessen und inhaltlich vertretbar. 
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3. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks  

Wir haben dem Jahresabschluss und dem Lagebericht für das Geschäftsjahr vom              

1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 der GSA - Gesellschaft für Struktur- und Arbeits-

marktentwicklung mbH, Schwerin, in der diesem Bericht als Anlagen 1 bis 3 (Jahresab-

schluss) und Anlage 4 (Lagebericht) beigefügten Fassung den unter dem Datum vom 

15. August 2025 in Schwerin uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier 

wiedergegeben wird: 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die GSA - Gesellschaft für Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung mbH  

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der GSA - Gesellschaft für Struktur- und Arbeitsmarkt-

entwicklung mbH  – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- 

und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 

2024 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der GSA - Gesell-

schaft für Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung mbH  für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-

nuar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-

schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und ver-

mittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Fi-

nanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer Ertragslage für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 

mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und 

stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-

dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-

gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Un-

sere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verant-

wortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Un-

ternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 

berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die 

von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 

für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahres-

abschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-

ses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-

schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 

internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-

nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 

Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen 

aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Ver-

mögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-

wortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 

mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 

hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-

satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-

sächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
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Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-

richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 

in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-

schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 

Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 

die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 

um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 

deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 

Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozes-

ses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 

Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 

der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhal-

tet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-

sche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und wer-

den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 

sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage-

berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-

sche Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtü-

mern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 

sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen 

Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist 

höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Dar-

stellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, 

Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 

Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-

ten internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh-

rungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umstän-

den angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 

der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen 

abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-

tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 

eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenhei-

ten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortfüh-

rung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-

men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-

gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-

richt aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 

jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf 

der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prü-

fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 

führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 
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• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-

tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-

sellschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-

zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeig-

neter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorien-

tierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen 

Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 

Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-

orientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht 

ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse we-

sentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplan-

ten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 

einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während un-

serer Prüfung feststellen.“ 
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4. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

Gegenstand unserer Prüfung waren der nach den für alle Kaufleute geltenden handels-

rechtlichen Vorschriften (§§ 242 bis 256a HGB), den ergänzenden Vorschriften für Ka-

pitalgesellschaften (§§ 264 bis 288 HGB) und den ergänzenden  Bestimmungen des Ge-

sellschaftsvertrages aufgestellte Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 

2024 bis 31. Dezember 2024 – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, 

Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und der nach §§ 289 ff. HGB aufgestellte 

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2024. 

Im Bestätigungsvermerk sind die Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Auf-

sichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie die Verantwortung des 

Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes aus-

führlich beschrieben. In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass die Prüfung 

der Einhaltung solcher gesetzlicher Vorschriften, die nicht die Rechnungslegung betref-

fen, nur insoweit zu den Aufgaben der Abschlussprüfung gehört, als sich aus diesen 

anderen Vorschriften üblicherweise Rückwirkungen auf den geprüften Jahresabschluss 

ergeben oder als die Nichtbeachtung solcher Gesetze erfahrungsgemäß Risiken zur 

Folge haben können, denen im Lagebericht Rechnung zu tragen ist. Unsere Prüfung hat 

sich zudem grundsätzlich nicht darauf zu erstrecken, ob der Fortbestand des geprüften 

Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zuge-

sichert werden können. 

Wir haben auftragsgemäß bei der Durchführung der Abschlussprüfung auch die Ord-

nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftlichen Verhältnisse gem. § 53 

Abs. 1 HGrG geprüft sowie den IDW PS 720 "Berichterstattung über die Erweiterung der 

Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" beachtet. 

Außerdem wurden wir mit der Prüfung des Verwendungsnachweises über den Landes-

zuschuss zum Verlustausgleich beauftragt. Hierüber erstatten wir gesondert Bericht. 

Wir haben unsere Prüfung mit Unterbrechungen in den Monaten März bis August 2025 

durchgeführt.  

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von der MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft, Schwerin, am 25. Juli 2024 uneingeschränkt testierte und 

am 19. August 2024 von der Gesellschafterversammlung festgestellte Jahresabschluss 

zum 31. Dezember 2023.  
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Die Grundzüge unseres Prüfungsvorgehens stellen wir im Folgenden dar: 

 

 

Risikobeurteilung und Wesentlichkeit 

 Erlangung eines Verständnisses des Unternehmens, seines Umfelds und seiner 

maßgeblichen Rechnungslegungsgrundsätze sowie seines internen Kontrollsys-

tems (IKS) 

 Festlegung der Wesentlichkeit für den Abschluss als Ganzes sowie für den Lage-

bericht 

 Identifikation und Beurteilung der Risiken falscher Darstellung sowie Festlegung 

von sonstigen Prüfungsschwerpunkten:  

• Falsche Angaben aufgrund von dolosen Handlungen auf Abschlussebene so-

wie auf der Ebene einzelner Aussagen  

• Realisierung der Umsatzerlöse  

• Vollständigkeit und Bewertung der sonstigen Rückstellungen 

• Bilanzierung von Rückzahlungsverpflichtungen gegenüber dem Zuwendungs-

geber 

• Prüfung nach § 53 HGrG 

 Beurteilung der Ausgestaltung und Implementierung von Kontrollen, die die Risiken 

wesentlicher falscher Darstellung behandeln (relevante Kontrollen), sowie generel-

ler IT-Kontrollen in diesem Zusammenhang 
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Prüferische Reaktion auf die beurteilten Risiken 

 Ausschließliche aussagebezogene Prüfung der wesentlichen Abschlussposten und 

risikoaufweisenden Prüffeldern mittels: 

• Prüfung der ordnungsgemäßen Übernahme der Eröffnungsbilanzwerte aus 

dem Vorjahr 

• Durchführung und Beurteilung substanziell analytischer Prüfungshandlungen  

• Einzelfallprüfungen und Beurteilung von Einzelsachverhalten, insbesondere: 

- Einholung von Rechtsanwalts-/Steuerberaterbestätigungen auf Basis von 

Stichproben 

- Einholung von Bankbestätigungen auf Basis einer Stichprobe 

 Prüfung der Angaben des Lageberichts durch aussagebezogene Prüfungshandlun-

gen 

Gesamtbeurteilung der Prüfungsergebnisse und Berichterstattung 

 Bildung der Prüfungsurteile 

 Berichterstattung in Prüfungsbericht und Bestätigungsvermerk 

 Mündliche Erläuterungen der Prüfungsergebnisse gegenüber dem Management 

 
Von der Geschäftsführung und den von ihr beauftragten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern sind alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise erbracht und die berufs-

übliche schriftliche Vollständigkeitserklärung abgegeben worden. Darin wird insbeson-

dere versichert, dass in der Buchführung alle buchungspflichtigen Vorgänge und in dem 

vorliegenden Jahresabschluss alle bilanzierungspflichtigen Vermögensgegenstände, 

Verpflichtungen und Abgrenzungen, außerdem sämtliche Aufwendungen und Erträge 

enthalten, ferner alle Wagnisse berücksichtigt sowie alle erforderlichen Angaben ge-

macht sind. 

 

  



 
 
 
 
 
 
 

 
 
Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2024 – GSA - Gesellschaft für Struktur-  
und Arbeitsmarktentwicklung mbH 14 

 

 

5. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

5.1. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

5.1.1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Die Buchführung ist nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Belangen ord-

nungsgemäß und entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Die den weiteren geprüften 

Unterlagen entnommenen Informationen sind ordnungsgemäß in Buchführung, Jahres-

abschluss und Lagebericht abgebildet worden.  

Bei unserer Prüfung haben wir keine Sachverhalte festgestellt, die dagegensprechen, 

dass die von der Gesellschaft getroffenen organisatorischen und technischen Maßnah-

men geeignet sind, die Verlässlichkeit der rechnungslegungsrelevanten Daten zu ge-

währleisten. 

5.1.2. Jahresabschluss 

Der Jahresabschluss der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 (Anlagen 1 bis 3) ent-

spricht nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-

nisse in allen wesentlichen Belangen den Rechnungslegungsvorschriften des HGB unter 

Beachtung der rechtsform- und branchenspezifischen Vorschriften sowie den ergänzen-

den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags zur Rechnungslegung. 

Der Jahresabschluss wurde ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren 

geprüften Unterlagen abgeleitet. Dabei wurden die gesetzlichen Vorschriften zur Gliede-

rung, Bilanzierung und Bewertung sowie zum Anhang in allen wesentlichen Belangen 

eingehalten. 

Der Anhang entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Die Angaben im Anhang sind in 

allen wesentlichen Belangen vollständig und zutreffend. 

5.1.3. Lagebericht 

Der gemäß § 15 des Gesellschaftsvertrages erstellte Lagebericht für das Geschäftsjahr 

2024 (Anlage 4) entspricht nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-

wonnenen Erkenntnisse in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften 

und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags. 
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5.2. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

5.2.1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Der Jahresabschluss vermittelt insgesamt, d.h. aus dem Zusammenwirken von Bilanz, 

Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang, unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-

mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 

Zum besseren Verständnis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses gehen wir 

nachfolgend pflichtgemäß auf die wesentlichen Bewertungsgrundlagen ein. 

5.2.2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen 

Hinsichtlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wird auf die 

Ausführungen im Anhang verwiesen.  
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5.3. Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

5.3.1. Ertragslage 

In der folgenden Übersicht ist die Gewinn- und Verlustrechnung des Geschäftsjahres 

2024 nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten umgegliedert sowie die Verände-

rungen gegenüber 2023 absolut und relativ dargestellt worden.  

TEUR % TEUR % TEUR %

Umsatzerlöse 2.070 53,6 2.330 56,3 -260 -11,2

Landeszuschuss 1.673 43,3 1.676 40,5 -3 -0,2

Sonstige betriebliche Erträge 118 3,1 131 3,2 -13 -9,9

Betriebliche Gesamtleistung 3.861 100,0 4.137 100,0 -276 -6,7

Materialaufwand -12 -0,3 -23 -0,6 11 47,8

Personalaufwand -2.499 -64,7 -2.944 -71,2 445 15,1

Abschreibungen -96 -2,5 -121 -2,9 25 20,7

Sonstige betriebliche Aufwendungen -924 -23,9 -869 -21,0 -55 -6,3

Betriebsergebnis 330 8,5 180 4,4 150 83,3

Sonstige Steuern -1 0,0 -1 0,0 0 0,0

Verrechnung nicht in Anspruch genommener Mittel -329 -8,5 -179 -4,3 -150 -83,8

Jahresergebnis 0 0,0 0 0,0 0 *

* ohne Aussagekraft

-verringerung (-)2023

erhöhung (+)/

2024

Ergebnis-

 

 

Der Rückgang der Umsatzerlöse steht im Wesentlichen im Zusammenhang mit nicht 

besetzten Stellen im ESF+ und Coda Bereich.  

Der Materialaufwand betrifft im Wesentlichen Softwarepflege sowie Rechts- und Bera-

tungskosten, die für die Leistungserbringung innerhalb von Dienstleistungsverträgen mit 

den Landesministerien anfallen. Der Rückgang beruht auf gesunkenen auftragsbezo-

genen Beratungskosten durch Beendigung des Auftrags zu den Schülerkostensätzen in 

2023. 

Der Personalaufwand hat sich aufgrund der Abnahme der Belegschaft auf durch-

schnittlich 36 Mitarbeiter (Vorjahr: 40) inkl. Geschäftsführung vermindert.  

Die Steigerung der sonstigen betrieblichen Aufwendungen geht im Wesentlichen auf 

eine Erhöhung der Rechts- und Beratungskosten, u.a. aufgrund eines geplanten Betei-

ligungserwerbes, zurück.  
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5.3.2. Vermögenslage 

In der folgenden Übersicht sind die Aktiv- und Passivposten der Bilanz dargestellt. Dabei 

sind den Posten des Berichtsjahres die Vergleichsbeträge zum 31. Dezember 2023 ge-

genübergestellt und nach wirtschaftlichen und finanziellen Gesichtspunkten zusammen-

gefasst.  

TEUR % TEUR % TEUR %

VERMÖGEN

Immaterielle Vermögensgegenstände 86 7,7 115 14,0 -29 -25,2

Sachanlagen 40 3,6 57 6,9 -17 -29,8

Finanzanlagen 26 2,3 0 0,0 26 *

Langfristig gebundenes Vermögen 152 13,6 172 20,9 -20 -11,6

Sonstige Vermögensgegenstände 22 2,0 21 2,6 1 4,8

Liquide Mittel 923 82,3 593 72,1 330 55,6

Rechnungsabgrenzungsposten 23 2,1 36 4,4 -13 -36,1

Kurzfristig gebundenes Vermögen 968 86,4 650 79,1 318 48,9

Vermögen insgesamt 1.120 100,0 822 100,0 298 36,3

KAPITAL

Gezeichnetes Kapital 26 2,3 26 3,2 0 0,0

Rücklagen 10 0,9 10 1,2 0 0,0

Eigenkapital 36 3,2 36 4,4 0 0,0

Sonderposten für Investitionszuschüsse

zum Anlagevermögen 152 13,6 172 20,9 -20 -11,6

Langfristige Sonstige Rückstellungen 73 6,5 75 9,1 -2 -2,7

Langfristiges Fremdkapital 225 20,1 247 30,0 -22 -8,9

Kurzfristige Sonstige Rückstellungen 92 8,2 159 19,3 -67 -42,1

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 47 4,2 84 10,2 -37 -44,0

Kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber 

Gesellschaftern 649 58,0 261 31,8 388 *

Übrige Verbindlichkeiten und

Rechnungsabgrenzungsposten 71 6,3 35 4,3 36 *

Kurzfristiges Fremdkapital 859 76,7 539 65,6 320 59,4

Kapital insgesamt 1.120 100,0 822 100,0 298 36,3

* ohne Aussagekraft

 

Veränderungen31.12.2024 31.12.2023
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Das Gesamtvermögen der Gesellschaft ist im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 298       

(36,3 %) gestiegen. Zur Veränderung der liquiden Mittel verweisen wir auf den Abschnitt 

6.3. 

 
Die Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern sind infolge der erhaltenen Anzahlung 

für das Geschäftsjahr 2024 gestiegen. Der Ausweis des Berichtsjahres betrifft im We-

sentlichen die Rückzahlungsverpflichtung aus der Abrechnung des Verlustausgleichs 

(TEUR 329) sowie Anzahlungen für Dienstleistungsverträge mit dem Land (TEUR 320). 

 
Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen bestehen im Wesentlichen ge-

genüber IT-Dienstleistern und Beratern. 

 
Beim Anlagevermögen ergibt sich der leichte Rückgang um TEUR 20 aufgrund planmä-

ßiger linearer Abschreibungen in Höhe von TEUR 96 bei Investitionen. Gegenläufig wir-

ken sich Zugänge im Anlagevermögen aufgrund von Softwareerwerben und eines Be-

teiligungserwerbs an der TBI GmbH aus.  

 

Die planmäßige Auflösung des Sonderpostens korrespondiert mit der Entwicklung des 

Anlagevermögens. 
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5.3.3. Finanzlage 

Die finanzwirksamen Vorgänge der Gesellschaft sind in der nachfolgenden Kapitalfluss-

rechnung für das Berichtsjahr und das Vorjahr dargestellt. Dabei haben wir für den Be-

reich der laufenden Geschäftstätigkeit die indirekte Darstellungsmethode gewählt.  

2024 2023
TEUR TEUR

A. Laufende Geschäftstätigkeit

Periodenergebnis vor Rückführung nicht in Anspruch
genommener Mittel 329 179

Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 96 121
Zunahme/Abnahme der Rückstellungen -69 83
Sonstige nicht zahlungswirksame Aufwendungen/Erträge -96 -121
Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen

und Leistungen sowie anderer Aktiva, die nicht der Investitions- 
und Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 13 6

Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen sowie anderer Passiva, die nicht der Investitions- 
und Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 57 -1.103

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit  330 -835

B. Investitionstätigkeit

Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Anlagevermögen -49 -48
Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen 0 -35
Auszahlungen für Investitionen in die Finanzanlagen -26 0

Cashflow aus der Investitionstätigkeit -75 -83
. 

C. Finanzierungstätigkeit

Einzahlungen aus erhaltenen Zuschüssen/Zuwendungen 75 83

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 75 83

Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 330 -835

Finanzmittelfonds am Anfang des Geschäftsjahres 593 1.428

Finanzmittelfonds am Ende des Geschäftsjahres 923 593

Zusammensetzung des Finanzmittelfonds

Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 923 593
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6. Feststellungen zur Prüfung nach § 53 HGrG 

Wir verweisen auf die Anlage 8 zu diesem Bericht, in der wir unsere Feststellungen zur 

Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhält-

nisse nach § 53 HGrG auf Basis des Fragenkatalogs nach IDW Prüfungsstandard 720 

„Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG“ dargestellt haben.  

Wir haben bei unserer Prüfung auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 HGrG beachtet. 

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d.h. mit 

der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrecht-

lichen Vorschriften und den weiterführenden internen Regelungen geführt worden sind. 

Über die in diesem Bericht dargestellten Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine 

Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ord-

nungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind. 

Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse hat nach unserer Beurteilung keinen An-

lass zu wesentlichen Beanstandungen ergeben. 
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7. Schlussbemerkung 

Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses der GSA -                   

Gesellschaft für Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung mbH, Schwerin, für das Ge-

schäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 und des Lageberichts für dieses 

Geschäftsjahr erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und 

den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten (IDW PS 450 n.F. 

(10.2021)). 

Der von uns erteilte Bestätigungsvermerk ist in Abschnitt 3 unter „Wiedergabe des Be-

stätigungsvermerks“ enthalten. 

 

Schwerin, den 15. August 2025 

Baker Tilly GmbH & Co. KG  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 

 

Anja Rodenberg 

Wirtschaftsprüferin 

 

Anja Verdieck 

Vereidigte Buchprüferin 

 

 

 



A N L A G E N 



Anlage 1

A K T I V A 31.12.2024 31.12.2023 P A S S I V A 31.12.2024 31.12.2023

EUR EUR EUR EUR EUR

A. ANLAGEVERMÖGEN A. Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände I. Gezeichnetes Kapital 26.000,00 25.564,59

Entgeltlich erworbene Software 86.309,00 114.554,00 II. Kapitalrücklage 10.225,83 10.225,83

36.225,83 35.790,42

II. Sachanlagen

Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 39.469,00 57.456,00

B. SONDERPOSTEN FÜR INVESTITIONSZUSCHÜSSE ZUM ANLAGEVERMÖGEN 151.778,00 172.010,00

III. Finanzanlagen 26.000,00 0,00

151.778,00 172.010,00

C. RÜCKSTELLUNGEN

B. UMLAUFVERMÖGEN

Sonstige Rückstellungen 165.722,00 234.547,00

I.   Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Sonstige Vermögensgegenstände 21.731,91 21.621,16

D. VERBINDLICHKEITEN

II.  Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 923.425,49 592.688,69

945.157,40 614.309,85 1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 47.132,54 83.940,42

2. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter 649.345,40 260.629,39

3. Sonstige Verbindlichkeiten 69.884,86 35.201,68

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 23.153,23 35.799,06     - davon aus Steuern EUR 37.467,75 (Vj: EUR 29.215,05) 766.362,80 379.771,49

    - davon im Rahmen der sozialen Sicherheit: 

       EUR 5.331,40 (Vj: EUR 5.274,52)

1.120.088,63 822.118,91 1.120.088,63 822.118,91

GSA - Gesellschaft für Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung mbH, Schwerin

Bilanz zum 31. Dezember 2024



Anlage 2

2023

EUR

1. 2.069.506,69 2.329.926,88

2. 1.673.235,59 1.676.086,00

3. 3.742.742,28 4.006.012,88

4. 118.211,13 130.677,04

- davon aus der Auflösung von Sonderposten: 

  EUR 95.674,35 (Vj: EUR 120.565,20)

5.

a) Aufwendungen für bezogene Leistungen -12.439,87 -23.150,67

b) Aufwendungen für Roh-, Hilfs-

und Betriebsstoffe und für bezogene Waren -144,78 -119,00

-12.584,65 -23.269,67

6.

a) Löhne und Gehälter -2.128.685,41 -2.473.792,78

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung -370.299,51 -470.357,58

- davon für Altersversorgung:  -2.498.984,92 -2.944.150,36

  EUR 14.598,73 (Vj: EUR 9.296,47)

7.

-95.674,35 -120.535,20

8. -923.654,51 -868.830,60

- davon Einstellungen in Sonderposten: 

  EUR 75.442,35 (Vj: EUR 83.331,20)

9. 330.054,98 179.904,09

10. -812,27 -712,45

11. -329.242,71 -179.191,64

12. 0,00 0,00

Abschreibungen auf immaterielle Vermögens-

Verrechnung nicht in Anspruch genommener Mittel

Ergebnis nach Steuern

Sonstige Steuern

Jahresüberschuss

Sonstige betriebliche Aufwendungen

gegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen

Landeszuschuss

Sonstige betriebliche Erträge

Materialaufwand

Personalaufwand

Gesamtleistung

Umsatzerlöse

GSA - Gesellschaft für Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung mbH, 

Schwerin

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2024

2024

EUR











Anlage zum Anhang 

GSA - Gesellschaft für Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung mbH, Schwerin

Anlagenspiegel 2024

Kumulierte Abschreibungen Buchwerte

Stand Zugänge Abgänge Stand Stand Zugänge Abgänge Stand Buchwert Buchwert

01.01.2024 31.12.2024 01.01.2024 31.12.2024 31.12.2024 31.12.2023

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene Software 735.883,38 49.442,35 0,00 785.325,73 621.329,38 77.687,35 0,00 699.016,73 86.309,00 114.554,00

II. Sachanlagen

Andere Anlagen, Betriebs- und 

Geschäftsausstattung 453.816,17 0,00 0,00 453.816,17 396.360,17 17.987,00 0,00 414.347,17 39.469,00 57.456,00

III. Finanzanlagen

Beteiligungen an Kapitalgesellschaften 0,00 26.000,00 0,00 26.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 26.000,00 0,00

1.189.699,55 75.442,35 0,00 1.265.141,90 1.017.689,55 95.674,35 0,00 1.113.363,90 151.778,00 172.010,00
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An die GSA - Gesellschaft für Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung mbH  

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der GSA - Gesellschaft für Struktur- und Arbeitsmarkt-

entwicklung mbH  – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- 

und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 

2024 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der GSA - Gesell-

schaft für Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung mbH  für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-

nuar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-

schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und ver-

mittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Fi-

nanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer Ertragslage für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 

mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und 

stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-

dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-

gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Un-

sere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verant-

wortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Un-

ternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 

berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die 

von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 

für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahres-

abschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-

ses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-

schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 

internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-

nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 

Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen 

aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Ver-

mögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-

wortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 

mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 

hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-

satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-

sächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
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Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-

richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 

in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-

schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 

Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 

die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 

um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 

deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 

Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozes-

ses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 

Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 

der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhal-

tet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-

sche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und wer-

den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 

sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage-

berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-

sche Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtü-

mern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 

sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen 

Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist 

höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Dar-

stellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, 

Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 

Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-

ten internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh-

rungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umstän-

den angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 

der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen 

abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-

tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 

eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenhei-

ten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortfüh-

rung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-

men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-

gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-

richt aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 

jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf 

der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prü-

fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 

führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 
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• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-

tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-

sellschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-

zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeig-

neter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorien-

tierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen 

Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 

Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-

orientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht 

ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse we-

sentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplan-

ten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 

einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während un-

serer Prüfung feststellen. 

 

Schwerin, den 15. August 2025 

Baker Tilly GmbH & Co. KG  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 

 

Anja Rodenberg 
Wirtschaftsprüferin 

Anja Verdieck 
Vereidigte Buchprüferin 
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GSA - Gesellschaft für Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung mbH, Schwerin 

 

 
Wirtschaftliche, rechtliche und steuerliche Grundlagen 

 

        Rechtliche Grundlagen 
 

Firma GSA - Gesellschaft für Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung 
mbH  

Sitz Schwerin 

 
Geschäftsjahr Kalenderjahr 
 
Gründung 31. Januar 1991 
 
Gesellschaftsvertrag in der Fassung vom 19. Dezember 2024 
 
Handelsregister Amtsgericht Schwerin, HRB 8376 
 Auszug vom 24. März 2025 
 Letzte Eintragung am 5. März 2025 

Gegenstand des Unternehmens Erbringung von Dienstleistungen zur Verknüpfung der 
Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und Strukturpolitik mit der 
Zielstellung, durch geeignete Maßnahmen an der Entwicklung 
der Humanressourcen und Arbeitsplätzen im allgemeinen 
Arbeitsmarkt in Mecklenburg-Vorpommern mitzuwirken. 
Darüber hinaus wird das Unternehmen zur Unterstützung des 
Landes bei der Verwaltung von Landesbeteiligungen tätig. 

  
Stammkapital  Das Stammkapital beträgt EUR 26.000,00. 
 
Gesellschafter Alleiniger Gesellschafter ist das Land Mecklenburg-

Vorpommern. 
 
Geschäftsführung Die Geschäftsführung ist im Anhang namentlich aufgeführt. 

Die Geschäftsführung ist allein zur Vertretung der Gesellschaft 
berechtigt. Sie ist von den Beschränkungen des § 181 BGB 
befreit.  

Mitarbeiter Im Jahr 2024 wurden einschließlich Geschäftsführerin 
36 Mitarbeiter beschäftigt. 

Aufsichtsrat Die Gesellschaft hat gemäß § 5 des Gesellschaftsvertrages 
einen Aufsichtsrat. Die Mitglieder des Aufsichtsrates sind im 
Anhang namentlich aufgeführt.  
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Gesellschafterversammlung      vom 19. Februar 2024 

Wahl der Möhrle Happ Luther GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Schwerin, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 
2023 sowie die Prüfung des Verwendungsnachweises 2023 

 
 vom 19. August 2024 

1.  Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2023 wurde fest-
gestellt. 

2.  Der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2023 wurde zur 
Kenntnis genommen. 

3.  Der Geschäftsführung und den Mitgliedern des Aufsichtsrates 
wurde für das Geschäftsjahr 2023 Entlastung erteilt. 

  
 vom 17. Dezember 2024 

1.  Der Erwerb sämtlicher Geschäftsanteile an der Technologie-
Beratungs-Institut GmbH (TBI GmbH) zum Nennwert von 
TEUR 26 wird zugestimmt. Die TBI GmbH wird künftig als 
Tochtergesellschaft der GSA GmbH geführt. 

2.  Die Geschäftsführerin wird ermächtigt, nach dem Erwerb der 
Geschäftsanteile an der TBI GmbH den Anstellungsvertrag 
mit Herrn Frank Morgenroth als Geschäftsführer der TBI 
GmbH in der finalen Fassung vom 11. Dezember 2024 abzu-
schließen. 

3.  Die Aufsichtsratsmitglieder Herr Matschenz, Herr Golinski, 
Herr Schlüter und Herr Messerschmidt werden aus dem Auf-
sichtsrat abberufen. 

 
 vom 26. Februar 2025 

Wahl der Baker Tilly GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Schwerin, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 
2024 sowie die Prüfung des Verwendungsnachweises 2024 

Offenlegung Die Offenlegungsvorschriften für die Einreichung des Vorjahres-
abschlusses nebst sonstiger gesetzlich einzureichender Unterla-
gen beim Betreiber des Bundesanzeigers gemäß § 325 HGB 
wurden mit der Einreichung vom 30. Oktober 2024 beachtet. 
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    Wirtschaftliche Grundlagen 

Finanzierung Der Finanzbedarf wird überwiegend durch eine zweckgebunde-
ne, zugewiesene Bereitstellung aus Landesmitteln sichergestellt. 
Im Rahmen der Dienstleistungsverträge werden Rechnungen 
gestellt. 

 Für Amtshandlungen und die Inanspruchnahme von Einrichtun-
gen, Gegenständen und besonderen Leistungen werden Verwal-
tungsgebühren und Auslagen erhoben. 

Steuerliche Verhältnisse 
 

Allgemeine Angaben Zuständiges Finanzamt: Schwerin  

 Steuernummer: 090/125/00219 

Veranlagung/Außenprüfung Eine steuerliche Veranlagung wurde bis einschließlich 2023 
durchgeführt. Rechtsbehelfe sind nicht eingelegt worden.  

 Im Jahr 2024 begann für den Zeitraum 1. Januar 2020 bis            
31. Dezember 2023 eine Prüfung des Rentenversicherungsträ-
gers. Diese Prüfung ergab im Gesamtsozialversicherungsbeitrag 
und in der Unfallversicherung keine Feststellung. In der Prüfung 
zur Künstlersozialabgabe ergaben sich unwesentliche Feststel-
lung. Im Mai 2025 wurde die Prüfung beendet 

 
Wesentliche Verträge -  DLV „Beleihung ESF Plus“ 

 
-   DLV „Beleihung Corona“  
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Aufgliederung und Erläuterung ausgewählter Posten  

des Jahresabschlusses 

 

I n h a l t s v e r z e i c h n i s  
 
  Seite 

Bilanz zum 31. Dezember 2024  

A K T I V A  

 
A. ANLAGEVERMÖGEN  

 
I.  Immaterielle Vermögensgegenstände  
 Entgeltlich erworbene Software 1 
 
II.  Sachanlagen  
A ndere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 1 

 
III.  Finanzanlagen 2 

 
B.  UMLAUFVERMÖGEN  

 
I.  Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände  
 Sonstige Vermögensgegenstände 2 

 
II.  Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 3 

 
C.  RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 3 

P A S S I V A  

A.  EIGENKAPITAL 

 
I.   Gezeichnetes Kapital 4 
II.  Kapitalrücklage 4 

 
B.  SONDERPOSTEN FÜR INVESTITIONSZUSCHÜSSE ZUM 

ANLAGEVERMÖGEN 5 

 
C.  RÜCKSTELLUNGEN  

 
 Sonstige Rückstellungen 6 
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D.  VERBINDLICHKEITEN  

 
1.  Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 7 
2.  Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter 7 
3.  Sonstige Verbindlichkeiten 7 
 
Gewinn- und Verlustrechnung  
für das Geschäftsjahr 2024  

 
1.  Umsatzerlöse 8 
2.  Landeszuschuss 8 
4.  Sonstige betriebliche Erträge 8 

 
5.  Materialaufwand  

 
 Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 9 
 und bezogene Waren 9 
 Aufwendungen für bezogene Leistungen 9 
 
6.  Personalaufwand  

 
 Löhne und Gehälter 9 
 Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung 9 

 
7.  Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des        
     Anlagevermögens und Sachanlagen 10 
8.  Sonstige betriebliche Aufwendungen 10 
9.  Ergebnis nach Steuern 11 
10.  Sonstige Steuern 11 
11.  Verrechnung nicht in Anspruch genommener Mittel 11 
12.  Jahresüberschuss 11 
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Erläuterungen zu Einzelposten  

 

Bilanz zum 31. Dezember 2024 

 

A K T I V A 

 
 

A. ANLAGEVERMÖGEN 

 
I. Immaterielle Vermögensgegenstände 

 
 Entgeltlich erworbene Software ..............................................................  EUR  86.309,00 

 (31.12.2023 EUR      114.554,00) 
 

Entwicklung: 

EUR

Stand 1.1.2024 114.554,00

Zugänge 49.442,35

Planmäßige Abschreibungen -77.687,35

Stand 31.12.2024 86.309,00

 

 

Die Zugänge betreffen im Wesentlichen Softwarekosten. 

 

 

II. Sachanlagen 

 
 Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung .........................  EUR  39.469,00 

 (31.12.2023 EUR        57.456,00) 
 

 

EUR

Stand 1.1.2024 57.456,00

Planmäßige Abschreibungen -17.987,00

Stand 31.12.2024 39.469,00  
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 III. Finanzanlagen ......................................................................................  EUR  26.000,00 

 (31.12.2023 EUR                0,00) 
 

 

EUR

Stand 1.1.2024 0,00

Zugang 26.000,00

Stand 31.12.2024 26.000,00  

 

 
Der Zugang betrifft die Beteiligung an der Technologie-Beratungs-Institut 

GmbH (TBI GmbH), Schwerin. 

 

 
B. UMLAUFVERMÖGEN 

 
I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

 
 Sonstige Vermögensgegenstände ..........................................................  EUR  21.731,91 

 (31.12.2023 EUR 21.621,16) 
 

Zusammensetzung:

31.12.2024 31.12.2023

EUR EUR

Mietkaution 21.505,09 20.593,29

Übrige 226,82 1.027,87

21.731,91 21.621,16
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 II. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten ...........................  EUR 923.425,49 

 (31.12.2023 EUR  592.688,69) 

  Zusammensetzung: 

31.12.2024 31.12.2023

EUR EUR

Guthaben bei Kreditinstituten

Girokonto Schwerin 896.634,95 565.985,44

Stammkapitalkonto 26.294,24 26.299,34

Treuhandkonto BLG 29,91 31,53

VR Bank Mecklenburg eG Konto 

1229800 0,00 72,10

VR Bank Mecklenburg eG Konto 

101229800 0,00 55,38

922.959,10 592.443,79

Kassenbestand 466,39 244,90

923.425,49 592.688,69

 

 
 C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN  .............................................  EUR          23.153,23 

 (31.12.2023 EUR 35.799,06) 

 

Abgegrenzt werden hauptsächlich Versicherungsprämien und Aufwendun-

gen für Support-Services. 
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P A S S I V A 

 
 
A. EIGENKAPITAL 

 
 

 I.  Gezeichnetes Kapital .............................................................................  EUR 26.000,00 

 (31.12.2023 EUR 25.564,59) 
 

Das Gezeichnete Kapital entspricht dem Stammkapital des Gesellschaftsver-

trages. Das gezeichnete Kapital wurde ursprünglich in Deutscher Mark (DM) 

erbracht und wurde zum gesetzlichen Umrechnungskurs von 1 EUR = 

1,95583 DM in Euro umgerechnet. Im Jahr 2024 wurde es um EUR 435,41 

erhöht. 

 

 II. Kapitalrücklage ......................................................................................  EUR 10.225,83 

 (31.12.2023 EUR 10.225,83) 

 

Die Kapitalrücklage wurde für die ursprünglich unentgeltliche Übertragung 

der Geschäftsanteile an der TGS mbH gebildet. Der Anteil an der TGS mbH 

wurde im Geschäftsjahr 2013 veräußert. 
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 B.  SONDERPOSTEN FÜR INVESTITIONSZUSCHÜSSE ZUM  

      ANLAGEVERMÖGEN ...........................................................................  
 
EUR 151.778,00 

 (31.12.2023 EUR 172.010,00) 

Zusammensetzung und Entwicklung: 

Stand Zugänge Auflösung Stand

01.01.2024  31.12.2024

EUR EUR EUR EUR

Institutionell gefördert 86.535,15        45.639,03       49.644,03       82.530,15        

SoPo BLG ESF Plus 25.354,47        24.048,66       19.700,66       29.702,47        

DLV Beleihung 19.645,59        0,00 0,00 19.645,59        

DLV Coda 36.524,00        5.754,66         26.329,66       15.949,00        

Projektinvestition 3.923,00          0,00 0,00 3.923,00          

DLV Qualifizierungsberatung 27,79               0,00 0,00 27,79               

172.010,00      75.442,35       95.674,35       151.778,00      

Dem Sonderposten werden Zuwendungen zur vollständigen Finanzierung 

der Vermögensgegenstände des Anlagenvermögens zugeführt. Die Auflö-

sung erfolgt entsprechend den anteiligen Abschreibungen der Vermögens-

gegenstände. 
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C. RÜCKSTELLUNGEN 

 
 Sonstige Rückstellungen .........................................................................  EUR 165.722,00 

 (31.12.2023 EUR 234.547,00) 

Zusammensetzung und Entwicklung: 

Stand Inanspruch- Abgang Zuführung Stand 

01.01.2024 nahme 31.12.2024

EUR EUR EUR EUR EUR

Archivierung 75.397,00 0,00 2.080,00 0,00 73.317,00

Ausstehender Urlaub 28.095,00 28.095,00 0,00 30.220,00 30.220,00

Abschluss- und Prüfungskosten 15.665,00 15.665,00 0,00 24.475,00 24.475,00

Interne Jahresabschlusskosten 7.200,00 7.200,00 0,00 23.000,00 23.000,00

Überstunden 18.090,00 18.090,00 0,00 13.360,00 13.360,00

Sonstige Personalrückstellungen 0,00 0,00 0,00 1.350,00 1.350,00

Rückstellungen aus laufenden 

Arbeitsgerichtsprozessen 2023 90.100,00 90.100,00 0,00 0,00 0,00

234.547,00 159.150,00 2.080,00 92.405,00 165.722,00
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D. VERBINDLICHKEITEN 

 
 1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  .........................  EUR  47.132,54 

                -  davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr: (31.12.2023 

                    EUR 47.132,54 (Vj: EUR 83.940,42) - 

 

EUR 83.940,42) 

 
 2. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter  ....................................  EUR  649.345,40 

                - davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr: 649.345,40            

                  (Vj: EUR 260.629,39) - 

EUR 260.629,39) 

 

 
 3. Sonstige Verbindlichkeiten  .................................................................  EUR  69.884,86 

     - davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr: EUR 69.884,86                              

        (Vj: EUR 35.201,68) - 

- davon im Rahmen der sozialen Sicherheit:                            

         EUR 5.331,40 (Vj: EUR 5.274,52) - 

      - davon aus Steuern:  

        EUR 37.467,75 (Vj.: EUR 29.215,05) - 

EUR 35.201,68) 

 

Zusammensetzung: 

31.12.2024 31.12.2023

EUR EUR

Lohn- und Kirchensteuer 24.972,93 26.876,56

Umsatzsteuer 12.494,82 2.338,49

Soziale Sicherheit 5.331,40 5.274,52

Übrige 27.085,71 712,11

69.884,86 35.201,68
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Gewinn- und Verlustrechnung 

für das Geschäftsjahr 2024 

 
 
 
 1. Umsatzerlöse  ........................................................................................  EUR     2.069.506,69 

 (2023 EUR 2.329.926,88) 
 
Zusammensetzung: 
 

2024 2023

EUR EUR

Beleihung ESF 1.261.985,10 1.437.397,49

Beleihung Corona 638.052,21 783.142,76

sonstige Umsatzerlöse 169.469,38 109.386,63

2.069.506,69 2.329.926,88

 
Die sonstigen Umsatzerlöse beinhalten im Wesentlichen Erträge aus den 

zusätzlichen auftragsbezogenen Dienstleistungsverträgen. 

 

 
 2. Landeszuschuss  ...................................................................................  EUR  1.673.235,59 

 (2023 EUR 1.676.086,00) 

 

 
 4. Sonstige betriebliche Erträge  ..............................................................  EUR  118.211,13 

 (2023 EUR 130.677,04) 
 
Zusammensetzung: 
 

2024 2023

EUR EUR

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 95.674,35 120.565,20

Sachbezüge (Kfz-Gestellung) 8.848,20 6.083,91

Sonstige 13.688,58 4.027,93

118.211,13 130.677,04
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 5. Materialaufwand  

  
 Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe  

und bezogene Waren  ................................................................................  
 
EUR  144,78 

 (2023 EUR 119,00) 

 

  
 Aufwendungen für bezogene Leistungen  ...............................................  EUR  12.439,87 

 (2023 EUR 23.150,67) 

 
 Enthalten sind Fremdleistungen für die Produktion und die Entwicklung. 

 

 

 

 6. Personalaufwand 

 
 Löhne und Gehälter  ..................................................................................  EUR  2.128.685,41 

 (2023 EUR 2.473.792,78) 

 

 Zusammensetzung: 
2024 2023

EUR EUR

Löhne und Gehälter 2.126.603,19 2.469.293,74

Pauschale Lohnsteuer 2.082,22 1.379,04

Sonstige Löhne und Gehälter 0,00 3.120,00

2.128.685,41 2.473.792,78

 

 

 
 Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung 

und für Unterstützung ...............................................................................  
 
EUR   370.299,51 

- davon für Altersversorgung                                                              (2023 

  EUR 14.598,73 (Vj.: EUR 9.296,47) - 

EUR  470.357,58) 
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 7. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des         
              Anlagevermögens und Sachanlagen  ...................................................  

 
EUR 95.674,35 

 (2023 EUR 120.535,20) 

 
Hinsichtlich der Zusammensetzung der ausgewiesenen planmäßigen Ab-

schreibungen des Berichtsjahres verweisen wir auf den Anlagenspiegel im 

Anhang (Anlage 3). 

 

 
 8. Sonstige betriebliche Aufwendungen  .................................................  EUR 923.654,51 

 (2023 EUR 868.830,60) 
 
Zusammensetzung: 

2024 2023

EUR EUR

Verwaltungsaufwendungen

- Miete und Mietnebenkosten 196.636,99 223.016,43

- Instandhaltung PInfo 108.709,25 146.224,95

- Wartung 67.894,08 50.678,23

- Öffentlichkeitsarbeit 39.489,15 10.233,68

- Porto/Telefon/Zeitschriften/Bücher 33.628,16 50.264,28

- Fortbildungs- und Tagungskosten 30.065,94 47.772,73

- Versicherungen, Beiträge und Abgaben 23.132,38 22.925,33

- Leasingkosten 21.521,11 20.393,77

- Fahrzeugkosten 14.234,04 12.606,95

- Energiekosten 11.712,79 10.460,27

- Reparaturen und Instandhaltung 9.329,22 7.119,03

- Geschäftsbedarf 7.024,34 8.648,14

- Reise- und Bewirtungskosten 5.607,52 10.346,99

- Nebenkosten des Geldverkehrs 5.040,35 4.300,79

- Reinigung und Entsorgung 4.696,86 3.921,16

- Übrige Verwaltungskosten 8.505,54 13.850,33

Andere sonstige betrieblichen Aufwendungen

- Rechts- und Beratungskosten 222.445,75 120.065,71

- Einstellung Sonderposten 75.442,35 83.331,20

- nicht abziehbare Vorsteuer 27.404,02 17.172,70

- Buchwertverluste aus Anlagenabgängen 0,00 30,00

- Übrige Aufwendungen 11.134,67 5.467,93

923.654,51 868.830,60
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 9. Ergebnis nach Steuern ..........................................................................  EUR 330.054,98 

(2023 EUR 179.904,09) 
 

 
 
 

 10. Sonstige Steuern .................................................................................  EUR                812,27 

 (2023 EUR 712,45) 

 

 Ausgewiesen werden Kfz-Steuern. 

 

 

 
 11. Verrechnung nicht in Anspruch genommener Mittel ........................  EUR 329.242,71 

(2023 EUR 179.191,64) 

 
 Ausgewiesen werden nicht in Anspruch genommene Mittel aus dem Landes-

zuschuss zum Verlustausgleich. Die Rückzahlungsverpflichtung wurde unter 

den Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter ausgewiesen.  

 

 
 12. Jahresüberschuss ...............................................................................  EUR                   0,00 

 (2023 EUR 0,00) 
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GSA – Gesellschaft für Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung mbH, Schwerin 

 

Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

und der wirtschaftlichen Verhältnisse (IDW PS 720) 
 
 
Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung anhand des folgenden Fragen-
kreises nach § 53 HGrG untersucht und erteilen hierüber folgenden Bericht: 
 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 
 
Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individua-

lisierte Offenlegung der Organbezüge 
 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan 
für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hin-
aus schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die 
Geschäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entspre-
chen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Kon-
zerns? 

  
➢ Organe der Gesellschaft sind gemäß § 5 des Gesellschaftsvertrags die Ge-

schäftsführung, der Aufsichtsrat und die Gesellschafterversammlung.  
 
Aufgrund der Größe der Gesellschaft und der Überschaubarkeit der Struktu-
ren wurde auf die Erstellung eines Geschäftsverteilungsplans für die Organe 
verzichtet, solange die Gesellschaft wie bisher nur einen Geschäftsführer 
bzw. eine Geschäftsführerin hat. 
 
Der Aufsichtsrat hat am 29. März 2004 eine Geschäftsanweisung für die Ge-
schäftsführung erlassen. 

 
Nach § 8 Abs. 6 des Gesellschaftsvertrages hat sich der Aufsichtsrat eine 
Geschäftsordnung gegeben (aktueller Stand vom 19. Dezember 2024). 

 
Darüber hinaus gibt es keine weiteren schriftlichen Weisungen. 
 
Wir haben im Rahmen unserer Prüfung keine Feststellungen getroffen, dass 
die Regelungen nicht den Bedürfnissen der Gesellschaft entsprechen. 
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b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 
wurden Niederschriften hierüber erstellt? 

  
➢ Im Geschäftsjahr haben drei reguläre und eine außerordentliche Aufsichts-

ratssitzungen sowie drei Sitzungen der Gesellschafterversammlung stattge-
funden. Die entsprechenden Protokolle liegen uns vor. 
 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1           
Satz 5 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

  
➢ Die Geschäftsführerin Frau Leulleik ist auskunftsgemäß in keinen Kontroll-

gremien tätig.  
 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 
individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt 
nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger 
Anreizwirkung ausgewiesen? 

 
 Falls nein, wie wird dies begründet? 
  

➢ Die Gesamtbezüge der Geschäftsführer sind im Anhang angegeben. Die Auf-
teilung der Vergütung nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und 
Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ist nur für börsennotierte Akti-
engesellschaften vorgesehen und wird daher nicht ausgewiesen. 
 

➢ Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten keine Bezüge. 
 

  

 
Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 
 
Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 
 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisati-
onsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkei-
ten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprü-
fung? 

  
➢ Die Gesellschaft hat einen den Bedürfnissen des Unternehmens entspre-

chenden Organisationsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche 
und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind. Eine regelmäßige 
Überprüfung erfolgt im Zuge der Geschäftsentwicklung der Gesellschaft. 
 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan ver-
fahren wird? 

  
➢ Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass abweichend 

vom Organisationsplan verfahren wird. 
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c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 
dokumentiert? 

  
➢ Die Gesellschaft hat eine Anti-Korruptionsbeauftragte eingesetzt. Es erfolgte 

eine gesonderte Belehrung aller Mitarbeiter. Über Änderungen und Ergän-
zungen der Anti-Korruptionsrichtlinie der Landesverwaltung Mecklenburg-
Vorpommern wird zeitnah unterrichtet.  
 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-
dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Perso-
nalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte erge-
ben, dass diese nicht eingehalten werden? 

  
➢ Neben den gesellschaftsvertraglichen Regelungen liegen geeignete, weitere 

Richtlinien bzw. Dienstanweisungen für wesentliche Entscheidungsprozesse 
vor. Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten 
werden. 
 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücks-
verwaltung, EDV)? 

  
➢ Die ordnungsgemäße Dokumentation und Ablage von Verträgen erfolgt in der 

von der GSA mbH eingesetzten Software PInfo.  
 

 
Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 
 

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und 
Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge 
von Projekten – den Bedürfnissen des Unternehmens? 

  
➢ Nach § 7 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages hat die Geschäftsführung für je-

des Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan aufzustellen, der aus einem Erfolgs-
plan mit Stellenplanübersicht und einem Finanzplan besteht. 

 
Das Planungswesen entspricht nach Art und Umfang den Bedürfnissen der 
Gesellschaft. Der Wirtschaftsplan wird bei wesentlichen Änderungen fortge-
schrieben. 
 
Wir haben im Rahmen unserer Prüfung keine Feststellungen getroffen, dass 
diese Regelungen den Bedürfnissen der Gesellschaft nicht entsprechen. 
 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 
  

➢ Ja, Planabweichungen werden systematisch vom Controlling sowie der Ge-
schäftsleitung untersucht. 
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c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe 
und den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

  
➢ Das Rechnungswesen entspricht der Größe und den Anforderungen der Gesell-

schaft. 
 

Die Kostenrechnung umfasst eine Kostenstellen- und Kostenartenrechnung. 
Sie ist geeignet, die Kostenstellen zu überwachen. Die Erfolgs- und Kosten-
rechnungen werden monatlich erstellt und liegen zeitnah vor. 
 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Li-
quiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

 
➢ Die laufende Liquiditätskontrolle wird grundsätzlich durch die Geschäftsfüh-

rung geprüft. 
 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und 
haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht 
eingehalten worden sind?  

 
➢ Ein zentrales Cash-Management besteht nicht. Derzeit werden die voraus-

sichtlich benötigten Mittel je Quartal ihrer Höhe nach ermittelt und angefor-
dert.  

 
f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt wer-

den? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende 
Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

 
➢ Die Entgelte für die Leistungen der Gesellschaft werden vollständig und zeit-

nah in Rechnung gestellt. Forderungsmanagement und Mahnwesen werden 
grundsätzlich von der Geschäftsführung überprüft. 
 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und 
umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 
 
➢ Controllingaufgaben werden u.a. von der Geschäftsführung wahrgenommen. 

Sie entsprechen grundsätzlich den Anforderungen des Unternehmens und um-
fassen alle wesentlichen Bereiche. 
 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder 
Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine 
wesentliche Beteiligung besteht? 

 
➢ Die Gesellschaft ist an der TBI GmbH beteiligt. Über eine Angleichung und 

Modifizierung des Berichtswesens soll die Steuerung und Überwachung der 
Tochter ausgebaut werden. 
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Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 
 

a) Hat die Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung nach Art und Umfang Frühwarnsig-
nale definiert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende 
Risiken rechtzeitig erkannt werden können? 

  
➢ Die Gesellschaft hat wesentliche Risiken definiert. Diese werden laufend durch 

die Geschäftsführung überwacht. Bei Eintritt von Anzeichen, die auf die ge-
nannten Risiken hinweisen, tritt die Geschäftsführung grundsätzlich mit der Ge-
sellschafterversammlung und dem Aufsichtsrat zusammen, um geeignete 
Maßnahmen einzuleiten. 
 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? 
Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt 
werden? 
 
➢ Unter Berücksichtigung der Größe der Gesellschaft erscheinen diese Maß-

nahmen ausreichend und geeignet, ihren Zweck zu erfüllen. Es haben sich 
keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass Maßnahmen nicht durchgeführt 
werden. 
 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 
 

➢ Die Ergebnisse werden ausreichend dokumentiert.  
 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch 
mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und 
Funktionen abgestimmt und angepasst? 

 
➢ Eine Bestandsgefährdung der GSA mbH erscheint grundsätzlich nur im 

Rahmen politischer Entscheidungen der Landesregierung denkbar. Solange 
das Landesinteresse in Bezug auf die Beibehaltung der Beteiligung fortbe-
steht, wird auch die Bereitstellung der erforderlichen Liquidität erfolgen. Auf-
grund der institutionellen Förderung, die einen Verlustausgleich beinhaltet, 
ist das Risiko einer Zahlungsunfähigkeit lediglich theoretischer Art. 
 

➢ Als Frühwarnsystem zur Überwachung der erforderlichen Liquiditätszufüh-
rung (durch rechtzeitige und ausreichende Mittelanforderung) fungiert ein 
monatlicher Soll-Ist-Vergleich nebst Abweichungsanalyse. Darüber hinaus 
wird die Geschäftsführung über Terminüberschreitungen bei der Mittelanfor-
derung automatisch informiert. Da die GSA mbH Mittel grundsätzlich zwei 
Monate im Voraus abrufen kann, können sich auf dieser Grundlage keine 
bestandsgefährdenden Finanzierungsrisiken verwirklichen. 
 

➢ Der Umgang mit Risiken wird allgemein und in Bezug auf die konkreten Tä-
tigkeiten der GSA mbH im QM-Handbuch beschrieben (Teil 1, 3.2). 
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Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 
 

a) Hat die Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung den Geschäftsumfang zum Einsatz 
von Finanzinstrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und De-
rivaten festgelegt? Dazu gehört: 

• Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden? 

• Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträ-
gen eingesetzt werden? 

• Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in wel-
chem Umfang dürfen offene Posten entstehen? 

• Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien aus-
schließlich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt wer-
den dürfen (z.B. antizipatives Hedging)? 

  
➢ Derartige Finanzierungsinstrumente werden nach den uns erteilten Auskünf-

ten sowie nach den von uns im Rahmen der Prüfung getroffenen Feststellun-
gen nicht eingesetzt. Daher wird auf die Darstellung und Beantwortung der 
Fragen dieses Fragenkreises verzichtet. 
 

 
Fragenkreis 6: Interne Revision 
 

➢ Eine interne Revision besteht aufgrund der Größe der Gesellschaft nicht. Da-
her wird auf die Darstellung und Beantwortung der einzelnen Fragen dieses 
Fragenkreises verzichtet.   
 
 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 
 
Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Sat-

zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüs-
sen des Überwachungsorgans 

 
a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Über-

wachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen 
nicht eingeholt worden ist? 

 
➢ Anhaltspunkte, dass die vorherige Zustimmung der Überwachungsorgane zu 

zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt 
worden ist, haben sich im Rahmen unserer Prüfungshandlungen nicht erge-
ben. 
 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des 
Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

 
➢ Im Berichtsjahr gab es keine Kreditgewährung an die Mitglieder der Geschäfts-

leitung oder des Überwachungsorgans. 
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maß-
nahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen 
vorgenommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

 
➢ Unsere Prüfung ergab keine Anhaltspunkte dafür, dass anstelle zustim-

mungsbedürftiger Geschäfte ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig 
behandelte Geschäfte getätigt bzw. getroffen worden sind. 

 
d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht 

mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 
Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

 
➢ Anhaltspunkte, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Ge-

schäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen der Über-
wachungsorgane übereinstimmen, haben wir im Rahmen unserer Prüfung 
nicht festgestellt. 
 

 
Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 
 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, 
Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Renta-
bilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

 
➢ Investitionen werden im Rahmen der Wirtschaftsplanung angemessen ge-

plant und auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken ge-
prüft. 
 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preis-
ermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des 
Preises zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken 
oder Beteiligungen)? 

 
➢ Anhaltspunkte dafür, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung 

nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises 
zu ermöglichen, haben wir im Rahmen unserer Prüfung nicht festgestellt. 
 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen lau-
fend überwacht und Abweichungen untersucht? 

 
➢ Auf der Grundlage des Wirtschaftsplanes werden die Investitionen laufend 

überwacht. Abweichungen werden analysiert und kommuniziert. 
 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen er-
geben? Ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

 
➢ Überschreitungen haben sich im Geschäftsjahr 2024 nicht ergeben.  
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e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge 
nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

 
➢ Derartige Anhaltspunkte haben wir im Rahmen unserer Prüfung nicht festge-

stellt.   
 
 
Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 
 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen 
(z.B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

  
➢ Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen und die in-

ternen Vergaberichtlinien haben wir im Rahmen unserer Prüfung nicht fest-
gestellt. 
 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurren-
zangebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

  
➢ Auskunftsgemäß werden grundsätzlich für Geschäfte, die nicht den Vergabe-

regelungen unterliegen, Vergleichsangebote zur Auftragsvergabe herangezo-
gen. Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine gegenteiligen Feststellun-
gen getroffen. 
 
 

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 
  

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 
 

➢ Die Berichterstattung an den Aufsichtsrat und die Gesellschafter erfolgt regel-
mäßig zu den Sitzungen der Organe. 

 
b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 

Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernberei-
che? 

 
➢ Die Protokolle der Aufsichtsrats- und Gesellschafterversammlungen vermit-

teln einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft. 
 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und 
zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht 
ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositi-
onen und wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

 
➢ Wir haben keine ungewöhnlichen, risikoreichen oder nicht ordnungsgemäß 

abgewickelten Geschäftsvorfälle festgestellt. 
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsor-
gan auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

 
➢ Eine besondere Berichterstattung im Berichtsjahr ist nicht erfolgt. Die Bericht-

erstattung umfasste die laufenden Geschäftsentwicklungen. 
 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 
AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend 
war? 

 
➢ Es haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Berichterstattung 

nicht ausreichend war. 
 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt verein-
bart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwa-
chungsorgan erörtert? 

 
➢ Eine D&O-Versicherung besteht derzeit nicht. 

 
g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan 
offengelegt worden? 

 
➢ Gemeldete Interessenkonflikte sind uns nicht bekannt geworden. 

 
 
Vermögens- und Finanzlage 
 
Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 
 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermö-
gen? 

  
➢ Offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen in wesentlichem Umfang 

haben wir nicht festgestellt.  
 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 
  

➢ Bestände, die als auffallend hoch oder niedrig einzustufen sind, lagen nicht vor.  
 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich 
zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrige Verkehrswerte der 
Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

  
➢ Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 
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Fragenkreis 12: Finanzierung 
 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquel-
len zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen 
Investitionsverpflichtungen finanziert werden? 

  
➢ Die Kapitalstruktur der Gesellschaft  setzt sich zum Bilanzstichtag wie folgt 

zusammen: 
 

 TEUR  % 

    
Eigenkapital (inkl. SOPO)  188,0  16,8 
Fremdkapital (inkl. RAP)  932,1  83,2 

      1.120,1  100,0 

 
Die Finanzierung von Investitionen erfolgt durch den Zuschuss zum Verlust-
ausgleich des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Da jegliche zukünftig even-
tuell entstehenden Jahresfehlbeträge per Verlustausgleich im Rahmen laufen-
der Aufwandszuschüsse durch den Gesellschafter vollständig ausgeglichen 
werden, bedarf es keiner höheren Eigenkapitalquote. 

 
b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 
  

➢ Die Gesellschaft gehört zu keinem Konzern.  
 
c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich 

Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, 
dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht 
beachtet wurden. 

  
➢ Im Berichtsjahr stand der Gesellschaft im Rahmen der institutionellen Förderung 

und Investitionen ein Zuschuss von EUR 1.844.300,00 zur Verfügung. Nicht 
verwendete Kassenmittel in Höhe von EUR 0,00 werden gemäß den Allge-
meinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur institutionellen Förderung 
auf die Anzahlungen zu Beginn des Folgejahres kassenmäßig angerechnet. 
 
Darüber hinaus bestehen mehrere Dienstleistungsverträge mit dem Land        
M-V. 
 
Anhaltspunkte dafür, dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Aufla-
gen nicht beachtet wurden, haben sich im Rahmen der Prüfung nicht erge-
ben. 
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Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 
 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital-
ausstattung? 

  
➢ Finanzierungsprobleme aufgrund einer ggfs. zu niedrigen Eigenkapitalaus-

stattung bestehen aufgrund der institutionellen Förderung bzw. der Fehlbe-
darfsfinanzierung und der abgeschlossenen Dienstleistungsverträge nicht. 
 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) 
mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

  
➢ Aufgrund des Prinzips der Fehlbedarfsfinanzierung und des in den Dienstleis-

tungsverträgen verankerten Realkostenerstattungsprinzips ergibt sich in der Re-
gel weder die Möglichkeit zur Erzielung eines Jahresüberschusses noch eines 
Jahresfehlbetrages für die Gesellschaft. 

 
 

Ertragslage 
 
Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 
 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-
ten/Konzernunternehmen zusammen? 

  
➢ Die Gesellschaft ist nicht in verschiedenen Segmenten im Sinne einer Seg-

mentberichterstattung tätig. 
 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 
  

➢ Das Jahresergebnis ist nicht von einmaligen Vorgängen geprägt. 
 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leis-
tungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaf-
tern eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden. 

  
➢ Solche Anhaltspunkte haben wir nicht festgestellt. Die Gesellschaft wird institu-

tionell gefördert. 
 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 
  

➢ Die Gesellschaft hat keine Konzessionsabgabe zu leisten. 
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Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 
 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von 
Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?  

  
➢ Es kam zu keinen verlustbringenden Geschäften außerhalb der für die Fehlbe-

darfsfinanzierung vorgesehenen Geschäftsaktivitäten. 
 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um 
welche Maßnahmen handelt es sich? 

  
➢ Die Gesellschaft wird auch weiterhin auf einen Verlustausgleich im Rahmen der 

Fehlbedarfsfinanzierung durch das Land Mecklenburg-Vorpommern angewie-
sen sein. 
 

 
Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der 

Ertragslage  
 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 
  

➢ Die Gesellschaft weist aufgrund der Fehlbedarfsfinanzierung und des Re-
alkostenerstattungsprinzips stets ein ausgeglichenes Jahresergebnis aus.
  

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertrags-
lage des Unternehmens zu verbessern? 

 
➢ Es sind keine Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage erforderlich. 

 



1.	 Geltungsbereich
(1)	 Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist.
(2)	 Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu.

2.	 Umfang und Ausführung des Auftrags
(1)	 Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein  
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.
(2)	 Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei  
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform.
(3)	 Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
ßenden beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflich-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

3.	 Mitwirkungspflichten des Auftraggebers
(1)	 Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2)	 Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4.	 Sicherung der Unabhängigkeit
(1)	 Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen.
(2)	 Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 
die die Unabhängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden 
wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5.	 Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6.	 Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers
(1)	 Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers  
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behördlichen Anordnung verpflichtet.
(2)	 Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und 
die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7.	 Mängelbeseitigung
(1)	 Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.
(2)	 Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.
(3)	 Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten 
und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8.	 Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstän-
de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 
dieser Schweigepflicht entbindet.
(2)	 Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9.	 Haftung
(1)	 Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2)	 Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist der 
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 
Leben, Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht 
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1  
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3)	 Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
stehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
(4)	 Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-
zelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 
Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.
(5)	 Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-
per oder Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers  
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.
(6)	 § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

10.	 Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge
(1)	 Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  
Lagebericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit 
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.
(2)	 Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.
(3)	 Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11.	 Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2)	 Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.
(3)	 Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:
a)	 Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b)	 Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c)	 Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden
d)	 Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e)	 Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.
(4)	 Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5)	 Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.
(6)	 Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für
a)	 die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,
b)	 die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,
c)	 die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d)	 die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7)	 Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12.	 Elektronische Kommunikation
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13.	 Vergütung
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.
(2)	 Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14.	 Streitschlichtungen
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

15.	 Anzuwendendes Recht
Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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